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duktion – und zwar so-
wohl in relativen als auch 
in absoluten Zahlen.
Dr. Lutz Mez, Hoch-
schullehrer am Otto-
Suhr-Institut für Politik-
wissenschaft und Ge-
schäftsführer der For-
schungsstelle Umweltpoli-
tik der Freien Universität 
Berlin, veröffentlichte 
anläßlich des 20. Jahres-
tages von Tschernobyl in 
der Zeitschrift „Osteuro-
pa“ einen Beitrag zum 
Thema „Auslaufmodell? 
– Die Zukunft der Atom-
energie in der EU“.
„Die EU-Staaten stehen unter-
schiedlich zur Atomenergie. 
Sieben Staaten nutzen sie, 
zwei haben ihre Reaktoren 
stillgelegt, sechs betreiben den 
Ausstieg. Die übrigen zehn 
haben keine Atomprogramme. 
Vermutungen, dass es nach 
der Osterweiterung der EU zu 
Standortverlagerungen von 
West nach Ost kommen 
würde, sind unbegründet. Aus 
Sicherheitsgründen werden 
acht Reaktoren stillgelegt. Die 
EU und westliche Geldgeber 
stellen dafür über eine Milli-
arde Euro zur Verfügung. 
Gleichzeitig sollen eingemot-
tete Atomkraftwerke fertigge-
stellt werden. Ein Reaktor ist 
in Bau, neue sind geplant. 
Wegen der Liberalisierung der 
Stromwirtschaft ist der Neu-
bau von Atomkraftwerken 
kaum mehr zu finanzieren.“ 
So charakterisiert Mez den 
Status quo.

Der Ausstieg aus der Atom-
energie habe bereits Ende der 
1970er Jahre in den USA be-
gonnen, stellt er fest. „Nach 
der Kernschmelze im Reaktor 
TMI-2 in Harrisburg, Penn-
sylvania 1979, wurden fast 
zwei Drittel der US-AKW-
Projekte storniert. In Europa 
wurden die Atomprogramme 
in Österreich und Deutschland 
ad acta gelegt. Nach 1986 ent-
schieden sich Italien, die Nie-
derlande, Belgien, Schweden 
und Deutschland zum Aus-
stieg aus der Atomenergie und 

setzten diesen Beschluss zum 
Teil auch bereits um. In Spa-
nien und der Schweiz gibt es 
ein Atommoratorium“. (Mez 
2006, S. 155)

Etwas anders sei die Ent-
wicklung in Osteuropa. Nach 
Tschernobyl konnte die Anti-
AKW-Bewegung in der Sow-
jetunion im Zeichen von 
Glasnost und Perestrojka zwar 
Baustopps bei Atomprojekten 
und ein Atommoratorium er-
reichen, aber nach dem Zu-
sammenbruch der Sowjet-
union hätten die Technokraten 
im Energiesektor die alten 
Programme und Projekte 
weiterverfolgt“, so Mez.

Für die Europäische Union 
bedeute der Betrieb, besonders 
der „Hochrisikoreaktoren“ der 
russischen Baureihen, ein 
grundsätzliches Sicherheits-
problem. Auch westliche Bau-
reihen weisen gravierende Si-
cherheitsmängel auf und ver-
ursachten bereits Stillegungen, 
wie die des rheinland-pfälzi-
schen Atomkraftwerks Mül-
heim-Kärlich.
Nach einer Betrachtung der 
weltweiten Atomprogramme, 
folgert Mez, daß von einer 
Renaissance der Atomkraft 
keine Rede sein kann. „Die 
sechs größten Betreiberländer 
(USA, Frankreich, Japan, 
Rußland, Deutschland und 
Südkorea) sind teils Atomwaf-
fenstaaten und produzieren 
drei Viertel des gesamten 
Atomstroms. Weltweit beträgt 
der Anteil der Atomkraft-
werke an der Stromerzeugung 
16 Prozent. Das entspricht 6 
Prozent des Primärenergiever-
brauchs und zwei bis drei Pro-
zent des weltweiten Energie-
verbrauchs. Damit ist der 
Beitrag der Erneuerbaren 
Energien zur Umweltentla-
stung und zum Klimaschutz 
deutlich höher als der der 
Atomkraft“. (Mez 2006, S. 
156)

Die Atomlobby hat keinen 
Grund, Morgenluft zu wittern. 
Auch wenn der russische Prä-
sident gerade vollmundig Er-
klärungen über den Ausbau 
des russischen Atompro-

gramms kundtut. Diese Pla-
nungsdaten stehen seit 20 Jah-
ren in den Büchern.

Bei genauem Hinsehen stellen 
nämlich die Altlasten der in-
dustriellen Nutzung des 
Atoms ein technisch und fi-
nanziell kaum zu bewältigen-
des Problem für Industrie, 
Wirtschaft und Gesellschaft 
dar. Mit den strahlenden und 
giftigen Hinterlassenschaften, 
dem Müll der Atomge-
schichte, wird je nach gesell-
schaftlicher Konstitution und 
Kaufkraft mehr oder weniger 
sorgfältig umgegangen. Die 
Regulatoren der Anlagen-
überwachung kommen man-
gels Kompetenz und finan-
ziellen Möglichkeiten ihrer 
Aufgabe kaum nach.

Da die Atomenergienutzung 
in Deutschland nur durch den 
Abbau von Uran in anderen 
Teilen der Welt ermöglicht 
wird, läßt sich schon heute 
vielfältig die durch diesen 
Ressourcenabbau verursachte 
Verseuchung von Mensch und 
Umwelt betrachten. Alte und 
verlassene Minen in den USA, 
Kanada, Australien, Afrika, 
Rußland und Zentralasien, 
aber auch Altabbaugebiete des 
Wismut-Uranabbaus in 
Deutschland, lassen die Gei-
gerzähler hoch ausschlagen. 
Vielerorts ist kein Verursacher 
mehr zur Verantwortung zu 
ziehen und die Bevölkerung 
ahnt nichts von den verdeck-
ten Altlasten. Diese gesell-
schaftlichen Atom-Kosten 
werden in Debatten um Lauf-
zeitverlängerung und Energie-
zukunft unter den Teppich ge-
kehrt und den nachfolgenden 
Generationen überlassen. Die 
Kosten des sogenannten 
Rückbaus von stillgelegten 
Atommeilern sowie der 
Verbleib der giftigen und 
strahlenden Rückstände dieser 
Risikotechnologie müssen 
ebenfalls unter die Lupe ge-
nommen werden.

„Für mich sind die Energie-
träger kein Problem“, erklärte 
Prof. Paul Hans Brunner von 
der Technischen Universität in 
Wien im Gespräch mit Strah-

lentelex. „Wir haben die so-
lare Einstrahlung. Wir können 
von dieser solaren Einstrah-
lung wunderbar leben. Wir 
müssen das endlich technolo-
gisch auf die Schiene bringen. 
Heute ist es noch immer so, 
daß die Erdölprodukte zu bil-
lig sind. Und solange das 
Erdöl so billig ist, werden wir 
uns nicht darum kümmern, 
Geld in die Technologieent-
wicklung zu stecken und neue 
Energieformen zu entwickeln. 
Wir brauchen neue Technolo-
gien, mit denen wir die Solar-
strahlung direkt, mit viel ge-
ringerem Umweg in nutzbare 
Energieformen umwandeln.“

Inge Lindemann
Lutz Mez: Auslaufmodell? – Die 
Zukunft der Atomenergie in der 
EU; Osteuropa, 56. Jg., 4/2006, S. 
155-168
Felix Matthes, Mythos Atom-
kraft. Ein Wegweiser, Heinrich-
Böll-Stiftung, Berlin 2006.
Broder J. Merkel et al., Uranium 
in the Environment, Mining Im-
pact and Consequences, Heidel-
berg 2006.
Wise Uranium Project im Internet 
unter www.wise-uranium.org 

Atomwirtschaft

Bundesrech-
nungshof warnt 
vor Schulden-
loch bei CERN
Der Bundesrechnungshof hat 
den Bundestag alarmiert, weil 
eine Finanzkrise der Europäi-
schen Kernforschungs-Orga-
nisation CERN teure Folgeko-
sten für die deutschen Steuer-
zahler verursacht. Dabei habe 
die Bundesregierung hinter 
dem Rücken des Bundestages 
finanzielle Pflichten in drei-
stelliger Millionenhöhe über-
nommen, kritisieren die Rech-
nungsprüfer in einem Bericht 
an den Haushaltsausschuß, 
aus dem die „Rheinische 
Post“ am 7. März 2006 zitier-
te. Ursache sei eine Kostenex-
plosion beim Bau des neuen 
Teilchenbeschleunigers im 
CERN-Labor zur Erforschung 
der Elementarteilchen in Genf 

http://www.wise-uranium.org
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von geplanten 1,4 Milliarden 
auf mindestens 2,1 Milliarden 
Euro. Der deutsche Kosten-
anteil beträgt laut Rechnungs-
hof rund 460 Millionen Euro. 
Im Bundeshaushaltsplan gebe 
es für diese Ausgaben jedoch 
keinerlei Verpflichtungser-
mächtigung, rügen die Rech-
nungsprüfer. Sie sehen darin 
einen Verstoß gegen die 
Haushaltsordnung (§ 38). Das 
Defizit werde auch 2006 wei-
ter steigen, warnen die Rech-
nungsprüfer und sehen CERN 
„in einer ernsten Finanzkrise“. 
Bedenken haben sie auch da-
gegen, daß CERN für fast 300 
Millionen Euro Kredite aufge-
nommen hat, die 2008 und 
2009 zurückgezahlt werden 
müssen. Auch diese Folgeko-
sten seien für den Bundestag 
„nicht zu erkennen“, rügte der 
Rechnungshof. Damit habe 
die Regierung „das parlamen-
tarische Budgetrecht beein-
trächtigt“. 

Verbraucherinformation

Uran im 
Mineralwasser
Verbraucherschützer 
verklagen das 
Gesundheitsministerium 
in Sachsen-Anhalt

Um die Bevölkerung nicht zu 
beunruhigen, verweigert das 
Gesundheitsministerium des 
Landes Sachsen-Anhalt die 
Auskunft über Urangehalte im 
Mineralwasser. Das Ge-
schäftsinteresse der Mineral-
wasserindustrie schlägt das In-
formationsbedürfnis der Be-
völkerung. Schwarz auf weiß 
ist das im Schreiben des sach-
sen-anhaltinischen Ministeri-
ums für Gesundheit und So-
ziales vom 19. Dezember 
2005 an das Verwaltungsge-
richt Magdeburg nachzulesen. 
Dort heißt es: „Bekanntlich 
sind Ausdrücke wie Uran und 
Radioaktivität in der Öffent-
lichkeit mit einem hohen 
Angstpotential behaftet (...). 
Allein der Umstand, den Ver-
zehr von Mineralwässern mit 

der Aufnahme von Uran und 
damit der Exposition gegen-
über radioaktiver Strahlung in 
Verbindung zu bringen, ver-
mag von dem Verzehr solcher 
Wässer abhalten. Die Be-
kanntgabe von konkreten Be-
lastungszahlen, die darüber 
hinaus auch noch einen 
Schluß auf die betroffenen
Firmen zulassen, wiegt un-
gleich schwerer.“

„Wenn man so etwas hört, 
kann man kaum glauben, daß 
wir uns im Informationszeit-
alter befinden“, kommentiert 
Prof. Dr. Dr. Ewald Schnug 
von der Bundesforschungsan-
stalt für Landwirtschaft in 
Braunschweig die Meldung. 
„Hier werden mündigen Bür-
gerInnen Informationen vor-
enthalten und Stellvertreter-
Entscheidungen ohne Mandat 
gefällt“, meint Schnug.

Die Verbraucher haben ein 
Recht zu erfahren, welche In-
haltsstoffe ihr Trinkwasser 
enthält. Dies gilt für abge-
packtes Mineralwasser in 
gleichem Maße wie für das 
Wasser aus der Leitung. Die 
in Sachen Uran an den Tag 
gelegte Geheimhaltungspolitik 
widerspricht dem erklärten 
Verbraucherschutz und der 
Forderung nach Kennzeich-
nung der Inhaltsstoffe in den 
Lebensmitteln. Hier stehen die 
Behörden in der Informa-
tionspflicht. Deshalb hat die 
Verbraucherorganisation 
„foodwatch“ jetzt das Ge-
sundheitsministerium in Sach-
sen-Anhalt verklagt. Eine Ent-
scheidung des Gerichts wird 
für den Spätsommer erwartet.

Das Ministerium steht nicht 
allein. Recherchen von Strah-
lentelex belegen gleichlauten-
de Aussagen aus den PR-Ab-
teilungen der großen Mine-
ralwasserunternehmen. Es gibt 
dennoch Ausnahmen bei den 
Firmen, die uranfreies Mine-
ralwasser zum Verkauf anbie-
ten. Die ersten Firmen scheu-
en sich nicht, gegen den 
Strom zu schwimmen und ihr 
Mineralwasser mit dem Auf-
druck „Kein Uran“ zu kenn-
zeichnen. Inge Lindemann
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